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Grunderwerbsteuer
Geplante Neuregelungen im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes 2025

Mit dem Budgetbegleitgesetz 
2025 („BBG 2025“) liegt ein 
Gesetzesentwurf vor, der 

weitreichende Änderungen im Be-
reich der Immobilienbesteuerung 
vorsieht. Ziel ist insbesondere die 
steuerliche Gleichbehandlung von 
Anteilskäufen („Share Deals“) mit 
klassischen Grundstückstransaktio-
nen („Asset Deals“) im Grunderwerb-
steuerrecht. Die Neuregelungen 
sollen mit 1. Juli 2025 in Kraft treten 
und sind derzeit als Regierungsvor-
lage im parlamentarischen Verfah-
ren anhängig. Die Auswirkungen 
betreffen insbesondere Unterneh-
men, Investoren und Steuerberater.

Absenkung der Beteiligungs-
schwelle und Erweiterung des An-
wendungsbereichs
Der Entwurf sieht eine Absenkung 
der Beteiligungsschwelle von bis-
lang 95 % auf künftig 75 % vor. Die 
Neuregelung soll bewirken, dass 
nicht – wie bisher – 95 % der Anteile 
in einer Hand vereinigt werden oder 
übergehen müssen, sondern 75 % 
ausreichend sind. Damit soll insbe-
sondere die Zurückbehaltung von 
„Zwerganteilen“ (sog. GrESt-Blocker) 
erschwert werden.

Bei Erreichen dieser Schwelle soll 
regelmäßig von einem beherr-
schenden Einfluss des Gesellschaf-

ters auf die grundstücksbesitzende 
Gesellschaft ausgegangen werden 
können. In Zukunft sollen auch mit-
telbare Beteiligungsverschiebungen 
zu einer Steuerpflicht führen. Maß-
geblich ist hierbei die Multiplikation 
der Beteiligungsquoten entlang der 
Beteiligungskette. Hierzu ein Bei-
spiel:

An der grundstücksbesitzenden A-
GmbH ist die B-GmbH mit 80 % be-
teiligt. Die C-GmbH, die wiederum 
zu 95 % an der B-GmbH beteiligt ist, 
überträgt sämtliche Anteile an der 
B-GmbH auf die D-GmbH. Diese An-
teilsübertragung führt zu einer Ver-
schiebung der Beteiligungsverhält-
nisse an der A-GmbH im Umfang von 
76 % (95 % von 80 %). Infolgedessen 
kommt es zu einer steuerpflichti-
gen mittelbaren Anteilsvereinigung 
bei der D-GmbH in Bezug auf die 
Grundstücke der A-GmbH. Sofern 
auch die B-GmbH über Grundstücke 
verfügte, würde zudem eine unmit-
telbare Anteilsvereinigung durch 
die D-GmbH verwirklicht werden. 
(siehe ErlRV 69 BlgNR XXVIII. GP 47f ).

Einführung eines Zurechnungs-
kreises „Personenvereinigung“
Erstmals wird ein eigenständiger Zu-
rechnungskreis für sogenannte „Per-
sonenvereinigungen“ eingeführt. 
Darunter fallen Konstellationen, in 

denen Personen- oder Kapitalgesell-
schaften zu wirtschaftlichen Zwek-
ken unter einheitlicher Leitung zu-
sammengefasst werden oder unter 
dem beherrschenden Einfluss einer 
Person stehen, die auch eine natürli-
che Person sein kann. Auch vertrag-
liche Bindungen wie Syndikatsver-
träge reichen aus, um eine solche 
Zurechnung zu begründen (siehe 
ErlRV 69 BlgNR XXVIII. GP 48).

Diese Ausweitung dient der Abbil-
dung konzernähnlicher Strukturen 
und verhindert eine Umgehung der 
Steuerpflicht durch formell getrenn-
te, tatsächlich jedoch koordinierte 
Gesellschaften.

Erhöhter Steuersatz für Immobili-
engesellschaften
Eine substanzielle Verschärfung 
bringt die geplante Anhebung des 
Grunderwerbsteuersatzes für Im-
mobiliengesellschaften. Dazu zäh-
len Gesellschaften, deren Tätigkeit 
überwiegend in der Veräußerung, 
Vermietung oder Verwaltung von 
Grundstücken besteht.

Bei relevanten Vorgängen – wie 
Anteilsvereinigungen, Gesellschaf-
terwechseln oder Umgründungen – 
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Die geplanten Änderungen stellen einen 
Paradigmenwechsel im Grunderwerb-
steuerrecht dar. Share Deals werden 
künftig – steuerlich betrachtet – weit-
gehend den klassischen Asset Deals 
gleichgestellt. 
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soll künftig ein Steuersatz von 3,5 % 
auf den gemeinen Wert des betrof-
fenen Grundstücks zur Anwendung 
gelangen. Dies bedeutet eine Ab-
kehr vom bisherigen System, das auf 
den (niedrigeren) Grundstückswert 
iSd § 4 Abs 1 Z 1 GrEStG und einen 
Steuersatz von 0,5 % abstellte.

Eine Ausnahme gilt insbesonde-
re für Anteilsvereinigungen oder 
Umgründungen innerhalb des Fa-
milienverbandes (§ 26a Abs 1 Z 1 
GrEStG), wo weiterhin der begün-
stigte Steuersatz von 0,5 % zur An-
wendung kommt.

Ausnahmeregelung für börsenno-
tierte Gesellschaften
Von der Besteuerung ausgenom-
men bleiben Anteilsübertragungen 
von Anteilen einer börsennotierten 
Gesellschaft (§§ 1 Z 2 und 10 BörseG 
2018). Die steuerliche Privilegierung 
dieser Transaktionen dient der Kapi-
talmarktförderung und der Vermei-
dung von Wettbewerbsnachteilen 
für börsennotierte Unternehmen.

Übergangsbestimmungen
Die neuen Regelungen gelten für Er-
werbsvorgänge, bei denen die Steu-
erschuld nach dem 30. Juni 2025 
entsteht (§ 38 BBG 2025 Entwurf ). 
Eine rückwirkende Steuerpflicht ist 
nicht vorgesehen.

Eine Sonderregelung betrifft Beteili-
gungen, die am 30. Juni 2025 bereits 
75 % oder mehr betragen. Jede spä-
tere Veränderung dieser Beteiligung 
– selbst ohne Unterschreiten der 
Schwelle – führt zur Steuerpflicht, 
wenn die ursprüngliche Beteiligung 
bislang keine Grunderwerbsteuer 
ausgelöste. Diese Übergangsregel 
zielt auf die Vermeidung strukturel-
ler Umgehungskonstellationen ab.

Bewertung und Ausblick
Die geplanten Änderungen stel-
len einen Paradigmenwechsel im 
Grunderwerbsteuerrecht dar. Share 
Deals werden künftig – steuerlich 
betrachtet – weitgehend den klas-
sischen Asset Deals gleichgestellt. 
Die damit verbundene Ausweitung 

der Besteuerungsgrundlagen und 
die Erhöhung der Steuersätze für 
Immobiliengesellschaften führen zu 
einer deutlichen steuerlichen Mehr-
belastung.

Für Unternehmen, Fonds und insti-
tutionelle Investoren besteht drin-
gender Handlungsbedarf: Beste-
hende Beteiligungsstrukturen soll-
ten auf ihre steuerliche Tragweite 
hin überprüft werden. Bei geplanten 
Transaktionen empfiehlt sich eine 
vorausschauende Gestaltung unter 
Berücksichtigung der Übergangsre-
gelungen.

Die Regierungsvorlage befindet sich 
aktuell im Gesetzgebungsverfah-
ren. Es bleibt abzuwarten, ob und in 
welcher Form es zu Änderungen im 
weiteren parlamentarischen Prozess 
kommt.
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